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Weiterhin sind die Spritpreise sehr hoch. Foto: dpa/Hauke-Christian Dittrich

Sorgen wegen 
Preissteigerung
Die Bürger haben begonnen, sich persönlich einzuschränken. 

Bei den Staatsausgaben  allerdings sehen sie kaum Einsparpotenzial.

ELLWANGEN. Der Ellwanger Jesuitenpater 
Philipp Jeningen soll am 16. Juli seliggespro-
chen werden. Dazu sei auf dem Marktplatz 
der Stadt im Ostalbkreis ein besonderer ka-
tholischer Gottesdienst mit dem Leiter der 
Kongregation für Seligsprechungen in Rom, 
Kardinal Marcello Semeraro, geplant, teilte 
die Diözese Rottenburg-Stuttgart  mit. Den 
Weg für die besondere religiöse Ehrung hatte 
Papst Franziskus im Juni 2021 freigemacht. 
Damals erkannte der Papst ein Jeningen zu-
geschriebenes Wunder als solches an. Nach 
Angaben der Diözese handelte es sich bei 
dem Wunder um die nicht erklärbare Hei-
lung eines Mannes.        lsw   

Ellwanger Jesuit 
wird seliggesprochen 

B aden-Württembergs Ministerpräsi-
dent Winfried Kretschmann hat vor 
dramatischen Folgen einer Gasman-

gel-Lage im Winter für Arbeitnehmer und 
Verbraucher gewarnt. Er gehe davon aus, 
dass zahlreiche Unternehmen, die Gas für 
ihre Produktion brauchen, dann ihren Be-
trieb einstellen müssten. „Da geht es im 
Ernstfall um Tausende von Arbeitsplätzen“, 
sagte der Grünen-Regierungschef am Diens-
tag in Stuttgart. „Da geht es darum, ob den 
Winter durchgeheizt werden kann.“ 
Kretschmann forderte eine gemeinsame 
Kampagne von Bund, Ländern und Kommu-

nen, bei der schnell kon-
krete Vorschläge ge-
macht werden müssten, 
wo Industrie und Haus-
halte Energie einsparen 
können.

Der Ministerpräsident 
kündigte eine Regie-
rungserklärung dazu 
noch vor der Sommer-

pause im Landtag an. Da würden alle mögli-
chen Maßnahmen präsentiert. Allerdings 
ergebe es keinen Sinn, wenn Baden-Würt-
temberg einen eigenen „Masterplan“ er-
arbeite, das gehe nur in Zusammenarbeit mit 
Bund, Kommunen und anderen Ländern. 

Kretschmann betonte, jede und jeder 
könne beim Energiesparen helfen. „Jeder 
kann beim Duschen darauf achten, dass er 
wenig warmes Wasser verbraucht.“ Außer-
dem gebe es auch moderne Duschköpfe, die 
sparsam seien und bei denen man trotzdem 
ein angenehmes Duschgefühl habe. Grund-
sätzlich gelte es, sich beim Energieverbrauch 
„auf das Nötigste zu beschränken“. Die Bun-
desregierung hat vor knapp zwei Wochen die 
Alarmstufe ausgerufen. Der Notfallplan hat 
drei Stufen. lsw

Kretschmann: 
Mehr Arbeitslose
Der Regierungschef ist in Sorge, wenn 
es im Winter an  Gas für die Wirtschaft 
im Südwesten fehlen wird.

Kretschmann 
fordert eine 
Kampagne 
von Bund, 
Ländern und 
Kommunen 
fürs Sparen.

BaWü-Check

Basis Der BaWü-Check ist eine Umfrage der 
Tageszeitungen in Baden-Württemberg, 
die das Institut für Demoskopie Allensbach 
durchführt. 

Zeitraum In der Zeit vom 8. bis zum 14. Juni 
2022 wurden in Baden-Württemberg 1068 
erwachsene Personen online befragt. Die 
Teilnehmer erhielten eine E-Mail und konn-
ten über einen Link zum Fragebogen gelan-
gen. Dieser umfasste 13 Fragen. Die Teilneh-
mer konnten vorgegebene Antworten ankli-
cken.  pö
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Bevölkerung ab 18 Jahren 
insgesamt

Anteil massiv 
belasteter Personen

unent-
schieden
2

Von Rainer Pörtner

E in Krieg im Osten Europas, große 
Probleme in der Energieversorgung, 
rasant gestiegene Preise, ein bisher 

ungebremster Klimawandel  und schließlich 
der Wiederanstieg der Coronazahlen – es 
gibt aktuell ein ganzes Bündel von Krisen. 
Wie reagieren darauf die Menschen in Ba-
den-Württemberg? Der BaWü-Check, eine 
Umfrage des Instituts für Demoskopie Al-
lensbach, gibt  Antworten auf diese Frage. 
Die Untersuchung entstand im Auftrag  der 
baden-württembergischen Zeitungsverlage.

1 . Zukunftssorgen
Insbesondere der Ukraine-Krieg und die 

Inflationssorgen beeinflussen die Stim-
mungslage der Bürgerinnen und Bürger in 
Baden-Württemberg massiv. Der Zukunfts-
optimismus verharrt weiterhin auf einem 
historischen Tiefststand. Nach wie vor sieht 
nur knapp jeder vierte Baden-Württember-
ger den kommenden 12 Monaten mit Hoff-

nungen entgegen, die große 
Mehrheit bleibt tief besorgt: 
Knapp jeder Dritte blickt mit 
ausgeprägten Befürchtun-
gen auf die nächsten Mona-
te, ebenso viele mit Skepsis. 

Damit liegt die Zuver-
sicht in Baden-Württemberg 
unter dem Durchschnitt im 

Bundesgebiet: In einer zur gleichen Zeit 
durchgeführten bundesweiten Befragung 
waren 28 Prozent der Bevölkerung für die 
kommenden Monate zuversichtlich ge-
stimmt. 

2 .  Preisanstieg
Als besonders belastend empfindet die 

Bevölkerung die Inflation bei den Kosten für 
Benzin, Strom, Lebensmittel und Heizen. 
Entsprechend versucht ein Großteil von ih-
nen, auch gerade hier sparsamer zu sein und 
sich einzuschränken – mit Spritsparen, we-
niger Restaurantbesuchen, Einschränkun-
gen beim Kleiderkauf,  Verzicht auf Reisen 
und dem kostenbewussten Einkaufen von 
Lebensmitteln.  Viele  drosseln ihren Strom-
verbrauch oder unternehmen weniger in 
ihrer Freizeit. Personen, die sich von den 
Preissteigerungen besonders stark belastet 
fühlen, schränken sich in allen Bereichen 
weit überdurchschnittlich ein. Insbesondere 
bei den Ausgaben für Lebensmittel und Klei-
dung, aber auch für Urlaube, Genussmittel 
und Hobbys versucht sich dieser Personen-
kreis überdurchschnittlich einzuschränken.

3 .  9-Euro-Ticket
Um die finanziellen Belastungen der 

Bürger durch die gestiegenen Preise zu ver-
ringern, hat die Bundesregierung verschie-
dene Maßnahmen verabschiedet. Unter an-
derem kann man seit Anfang Juni mit dem 9-
Euro-Ticket den gesamten öffentlichen 

Nahverkehr beliebig oft 
nutzen. Bis zur Mitte des 
Monats hatten sich be-
reits 29 Prozent der Ba-
den-Württemberger ein 
solches Ticket gekauft, 
weitere 17 Prozent pla-
nen dessen Erwerb. Be-
sonders beliebt ist das Ti-
cket bei der jungen Gene-
ration: Von den unter 30-
Jährigen haben bereits 
zwei Drittel das 9-Euro-
Ticket erworben oder 
planen den Kauf. 

Die Mehrheit der Ba-
den-Württemberger wür-
de zwar grundsätzlich die 
Fortführung des 9-Euro-
Tickets über die bislang 
geplanten drei Monate 

hinaus begrüßen, allerdings nicht vorbe-
haltlos. So spricht sich jeder Dritte dafür aus, 
das 9-Euro-Ticket in seiner jetzigen Form 
dauerhaft beizubehalten. Ebenso viele plä-
dieren jedoch dafür angesichts der Kosten in 
Höhe von rund 2,5 Milliarden Euro, die dem 
Staat in den drei Monaten für die Subventio-
nierung entstehen, das Ticket nur zu ange-
hobenen Preisen beizubehalten. 22 Prozent 
sprechen sich dafür aus, das Ticket nach den 
drei Monaten ganz auslaufen zu lassen. 

Deutlich positiver fällt das Meinungsbild 
bei denen aus, die sich bereits ein 9-Euro-Ti-
cket gekauft haben: Von ihnen würden 53 
Prozent das 9-Euro-Ticket gerne in seiner 
jetzigen Form beibehalten, weitere 36 Pro-
zent zu angehobenen Preisen. Lediglich 6 
Prozent von ihnen sprechen sich dafür aus, 
das 9-Euro-Ticket nach Ablauf der drei Mo-
nate wie geplant auslaufen zu lassen. Bun-
desfinanzminister Christian Lindner hat al-
lerdings bereits Erwartungen gedämpft, dass 
es für Tankrabatt und 9-Euro-Ticket im Sep-
tember Anschlussregeln geben könnte: „Wir 
können nicht auf Dauer gestiegene Preise für 
das importierte Öl, die Entwicklung des Dol-
lar und die Knappheiten bei Raffinerien mit 
Staatsgeld ausgleichen.“ 

BaWü-
Check

„Wir müssen 
vermeiden, 
dass die 
Inflation 
zu einer 
Rezession 
führt.“
Robert Habeck, 
Bundeswirt-
schaftsminister
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4 .   Mehrausgaben des Staates  
 Bundesweite Umfragen des Allensba-

cher Instituts zeigen, dass die Bevölkerung 
infolge der Aneinanderreihung von Krisen 
die finanzielle Lage des Staates aktuell deut-
lich kritischer einschätzt als noch vor Aus-
bruch der Coronapandemie. Dennoch sehen 
die Bürger bei den staatlichen Ausgaben nur 
geringe Einsparpotenziale. 

Im Gegenteil: Die große Mehrheit der Be-
völkerung fordert von der baden-württem-
bergischen Landesregierung in vielen Berei-
chen Mehrausgaben. Dies gilt insbesondere 
für Gesundheitseinrichtungen, Schulen, den 
Ausbau der Verkehrsinfrastruktur, die Aus-
stattung der Polizei, die Forschungsförde-
rung, den Klimaschutz sowie für öffentliche 
Einrichtungen. So wünschen sich 94 Prozent 
der Bürger, dass Baden-Württemberg mehr 
Geld in Gesundheitseinrichtungen wie 
Krankenhäuser oder Sozialstationen inves-
tiert. 91 Prozent wünschen sich mehr Ausga-
ben für die Ausstattung von Schulen, 80 Pro-
zent für den Ausbau von Straßen und Bahn-
strecken. 

Jeweils rund drei Viertel fordern zudem 
höhere Ausgaben für die Ausstattung der 
Polizei, für die Förderung von Forschungs-
vorhaben sowie für Maßnahmen zum Schutz 
von Klima und Umwelt. Höhere staatliche 
Zuwendungen für öffentliche Einrichtungen 
wie Schwimmbäder und Büchereien wün-
schen sich sieben von zehn Baden-Württem-
berger. 

Umgekehrt gibt es nur wenige Bereiche, 
in denen die Bevölkerung Einsparpotenziale 
sieht. Am ehesten noch bei großen Bauvor-
haben, bei kulturellen 
Einrichtungen sowie der 
Sportförderung. So mei-
nen 78 Prozent, dass Ba-
den-Württemberg bei 
großen Bauprojekten 
eher sparen sollte. 63 
Prozent finden, dass auch 
bei Kultureinrichtungen 
wie Theater und Museen 
eher Geld gespart als aus-
gegeben werden sollte, 53 
Prozent unterstützen 
Sparmaßnahmen bei der 
staatlichen Förderung 
von Sportvereinen und 
Sportereignissen. Berei-
che, in denen sich aus 
Sicht der überwältigen-
den Mehrheit der Bevöl-
kerung Sparmaßnahmen verbieten, sind Ge-
sundheitseinrichtungen und Schulen. 

5 .  Viel Unmut über Bürokratie
Das Thema Bürokratieabbau ist zwar 

fester Bestandteil von Wahlkämpfen und 
Parteiprogrammen, in der politischen Praxis 
werden die geäußerten Forderungen jedoch 
nur selten konkretisiert. Die Bevölkerung 
würde den Abbau bürokratischer Hürden mit 
breiter Mehrheit unterstützen, zu groß ist 
der Unmut über staatliche Regelungen und 
Verordnungen. 

Ein Bereich, in dem derzeit besonders in-
tensiv über den Abbau staatlicher Vorgaben 
diskutiert wird, ist der Ausbau der Infra-
struktur für die Energieversorgung. Um ins-
besondere die Genehmigungsverfahren zu 
beschleunigen, gibt es verschiedene Vor-
schläge. 

So wird unter anderem darüber disku-
tiert, Abstriche beim Natur- und Umwelt-
schutz zu machen oder auch die Beteili-
gungsmöglichkeiten der Bürger einzu-
schränken, um den Ausbau von Windrädern 
und Stromtrassen zu beschleunigen. 

Gegenüber beiden Vorschlägen gibt es er-
hebliche Vorbehalte: Nur 31 Prozent würden 
es begrüßen, wenn es zugunsten eines 
schnelleren Ausbaus von Windkraftanlagen 
oder Stromtrassen beim Klima- und Um-
weltschutz weniger strenge Auflagen gäbe. 
39 Prozent halten dies hingegen für keinen 
guten Weg. Auch der Vorschlag, die Beteili-
gungsmöglichkeiten der Bürger einzu-
schränken, um damit den Ausbau von Wind-
rädern und Stromtrassen schneller voranzu-
bringen, findet keine größere Unterstüt-
zung: 31 Prozent halten dies für einen guten 
Vorschlag. Gegen die Einschränkungen der 
Bürgerbeteiligungen votieren dagegen 43 
Prozent. 

„Wir können 
nicht alle 
Krisen mit 
Schulden 
finanzieren.“
Winfried 
Kretschmann, 
Ministerpräsident 
von Baden-
Württemberg
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Von Christoph Link

M inisterpräsident Winfried Kret-
schmann (Grüne) hat am Dienstag  
mit seinem Verkehrsminister Win-

fried Hermann eine Bilanz der  Regiobusse 
gezogen: 36 solcher Linien bestehen im Land 
– beispielsweise zwischen Leonberg und 
dem Flughafen Stuttgart, Wangen und Isny 
oder Münsingen und Bad Urach. „Durch Re-
giobusse können wir den landesweiten Stun-
dentakt auch dort einsetzen, wo die Infra-
struktur für  Züge fehlt“,  sagte Kretschmann.

 Die  Regiobusse leisteten einen guten Bei-
trag zur Verkehrswende, dem Klimaschutz 
und der Erschließung des ländlichen Rau-
mes. „Es gibt eine wachsende Nachfrage der 
Kommunen für neue Regiobuslinien, und 
das zeigt,  wie gut unser  Programm dem Be-
darf an Mobilität ohne Schiene entspricht“, 
sagte Hermann. Von 2015 bis 2021 habe das 
Land für solche Linien Fördermittel in Höhe 
von 74,5 Millionen Euro bewilligt.  Mit den 
Bussen sollten Lücken im Zugnetz des ÖPNV 
zwischen benachbarten Ober- und Mittel-
zentren geschlossen werden, so der Minister.  
Ein Spitzenreiter ist die Regiobuslinie zwi-
schen Sigmaringen und Überlingen, wo sich  
die Nachfrage von 2015 bis 2019 verdreifacht  
hat auf 1150 Fahrgäste täglich.  Regiobusse 
fahren in der Regel werktags von 5 Uhr bis 24 
Uhr im Stundentakt, samstags starten sie um 
6 Uhr, sonntags um 7 Uhr.

Eine Buslinie 
toppt alle
Die Regiobuslinien gelten als eine Art 
Lückenfüller, wo die  Bahn fehlt. 
Eine Linie zum Bodensee ragt  heraus.


